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Gesetz 

über die Erhöhung der Jährlichen Sonderzuwendung 
im Jahre 1068 

Vom 28. Dezember 1968 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- Jahr 1968 das Wort „dreiunddreißigemdrittel" durch 
schlossen: das Wort „vierzig" ersetzt. 

§ i 

Der Grundbetrag nach den §§ 6 und 7 des Gesetzes 8 ° 

über die Gewährung einer Jährlichen Soaderzuwen- Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs, 1 
düng vom 15. Juli 1965 {Bundesgesetzbi. I. S, 609) des Dritten überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
wird für das Jahr 1968 auf vierzig vom Hundert er- 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin, 
höht. 

§ 2 §4 

In § 9 Satz 2 des Gesetzes über die Gewährung Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 
einer jährlichen Sonderzuwendung wird für das 1968 in Kraft. 

Die verfassungsmäßigen Rechte des Btmdesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 28, Dezember 1968 

Der Bundespräsident - / 

' ■- ‘ Lübke 

Der Bundeskanzler 
Kieslnger ■ 

Der BuRdesmiriister des Innern .. ’ 

B e n .d a 

Der BundesmiaisteT der Finanzen 
Strauß 








Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1668, Teil I 


Gesetz 

zur Änderung -des Gesetzes 

über die Durchführung einer Repräsentativstaüstik der Bevölkerung 
und des Erwerbslebens (Mikrozensus) 


Vom 28. Dezember 1968 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be¬ 
schlossen: 


Artikel 1 


Das Gesetz über die Durchführung einer Reprä- 
sentativstatistik der Bevölkerung und des Erwerbs¬ 
lebens {Mikrozensus) vom 21. Dezember 1962 (Bun- 
desgesetzbi, I S. 767) wird wie folgt geändert: 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 {Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


In § i werden die Worte „in den Jahren bis ein- J 
schließlich 1968“ durch die Worte „in den Jahren bis i 
einschließlich. 1974" ersetzt. i- 


Artikel 3 

Dieses. Gesetz tritt am Tage nach 
düng in Kraft. 


seiner Verkün- 


pie verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 

slöä'^erfealirt;'' ipW-. ihk;.;.Jßp “7 i :h- tu. ; u:.;i;: i ii/ 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 


Bonn, den 28. Dezember 1968 

Der Blindespiäsiden.t ■ 
Lübke 

Der Bundeskanzler 

Der Bundesminister des Innern 
Benda 
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Fünftes Gesetz 

zur Ändensim des BimdesbeSoldunqsaesetzes 

Vom 28. Dezember 1988 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz hesäiios- 
sen: 

• Artikel i ■ 

Das Bundeshesolclungsgeseiz in der Fassung der . 
Bekanntmachung vom 18, Dezember 1963 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 916), zuletzt geändert durch das Fünfte 
Gesetz zur Änderung beamtenrechllidier und besol¬ 
dungsrechtlicher Vorschriften vom 19, Juli 1968 
(Bundesgesetzbl. 1 S, 848), “wird wie folgt geändert: 

§ 47 erhält folgende Fassung; 

BVte'te »§ 47 f J J 

§ 33 gilt me) für Soldaten, die sich für eine 
Dienstzeit von mindestens zwei Jahren verpüich- 
. ten." 

Vit SV i i;tlÄltik^l li) j J l'ü'f V 7 : 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün¬ 
dung in Kraft, ' 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesfates 
.sind gewahrt;')) 1 ■m:\vw' aVVoünJÄte-i-dvV'“ ■'."f' : o 4 kihkof■■ 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 28. Dezember 1968 

Der Bundespräsident 
Lübke 

Der Bundeskanzler 
K i e s i n g e r 

Der Bundesminister des Innern 
B ersda 

Für den Bundesminister der Finanzen 
Der Bundesminister des Auswärtigen 
Brandt 

Der Bundesmini st.er der Verteidigung 
S c h röder 







zur Äac 


Gesetz 

naß von Vorschriften des Justizkostenrechts 


Vom 28, Dezember 1968 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos¬ 
sen-, 


Artikel 1 

Die Kostenordnung vom 26. Juli 1957 (Bunäes- 
gesetzbl. I S. 361, 960), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Anpassung von Kostengesetzen an das 
Umsatzsteuergesetz vom 29. Mai 1967 (vom 20. De¬ 
zember 1967 — Bimdesgesetzbl. 1 S. 1246 —), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 19 wird wie folgt gefaßt- 

■ 59 

Sachen 

jl) Der Wert einer Sache ist der gemeine Wert. 
Er wird durch den Preis bestimmt, der im gewöhn¬ 
lichen Geschäftsverkehr nach der Beschaffenheit, 
der Sache unter Berücksichtigung aller den Preis 
beeinflussenden Umstände bei einer Veräußerung 
zu erzielen wäre; ungewöhnliche oder nur per¬ 
sönliche Verhältnisse bleiben außer Betracht. 

(2) Bei der Bewertung von Grundbesitz ist der 
letzte Einheitswert maßgebend, der zur Zeit der 
Fälligkeit der Gebühr bereits festgestellt ist, so¬ 
fern sich nicht aus dem Inhalt des Geschäfts, den 
Angaben der Beteiligten, Grundstücksbelastun- 
gen, amtlich bekannten oder aus den Grundakten 
ersichtlichen Tatsachen oder Vergleichswerten 
oder aus sonstigen ausreichenden Anhaltspunk¬ 
ten ein höherer Wert ergibt; jedoch soll von einer 
Beweisaufnahme zur Feststellung eines höheren 
Wertes abgesehen werden. Wird der Einheits¬ 
wert nicht nachgewiesen, so ist das Finanzamt 
um Auskunft über die Höhe des Einheitswerts zu 
ersuchen. Ist der Einheitswert noch nicht festge- 
stelit, so ist dieser vorläufig zu schätzen; die 
Schätzung ist nach der ersten Feststellung des 
Einheitswerts zu berichtigen; die Angelegenheit 
ist erst mit der Feststellung des Einheitswerts 
endgültig erledigt (§ 15). 

(3) Ist der Einheitswert maßgebend, weicht 
aber der Gegenstand des gebührenpflichtigen 
Geschäfts vom Gegenstand der Einheitsbewer- 

. tung wesentlich ab oder hat sich der Wert in¬ 
folge bestimmter Umstände, die nach dem Fest¬ 
stellungszeitpunkt des Einheitswerfs eingetreten 
sind, wesentlich verändert, so ermittelt das Ge¬ 


richt auf der Grundlage des Einheitswerts den 
Geschäftswert selbständig nach freiem Ermes¬ 
sen." 

2. In. § 21 wird in Absatz 1 Satz 1 und in Absatz 2 
jeweils der Hinweis ,. (§ 19 Abs. 1)" durch den 
Hinweis „{§ 19 Abs. 2}“ ersetzt. 

3. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Der Geschäftswert richtet sich nach 
dem Wert des Betriebsvermögens. Bei der 
Bewertung des Betriebsvermögens ist öer 
letzte Einheitswert maßgebend, der zur Zeit 
der Fälligkeit der Gebühr bereits festgestellt 
ist. Ergeben sich ausreichende Anhaltspunkte 
dafür, daß dem zu dem Betriebsvermögen ge¬ 
he) enden Grundbesitz ein höherer als der 
Wert zukommt, mit dem er zur Einheitsbewer- 
tung angesetzt ist, so ist der Ifoterschiedsbe- 
trag dem Einheitswert hinzuzurechnen; § 19 
ist entsprechend änzuwenden. Eine Beteili¬ 
gung an einer inländischen Kapitalgesell¬ 
schaft, die bei der Einheitsbewertung nach 
§ 102 des Bewertungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Dezember 1965 
(Bundesgesetzbl. I S, 1861) nicht mitgerechnet 
worden ist, wird mit dem ihr nach § 11 des 
Bewertungsgesetzes beizulegenden Wert zum 
Einheitswert hinzugerechnet." 

b) Im Absatz 3 wird in Satz 1 das Wort „Ein- 
heitswert“ durch das Wort „Wert“, in Satz 2 
jeweils das Wort „Einheitswertet durch das 
Wort „Betriebsvermögenswerte“ ersetzt. 

c) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Das Finanzamt kann um Auskunft über die 
Höhe des Einheitswertes und um Erteilung 
einer Abschrift des Einheitswertbescheides er¬ 
sucht werden.“ 

d) Absatz 8 Satz 1 wird -wie folgt gefaßt : 

„Betrifft die Anmeldung oder Eintragung eine 
Zweigniederlassung, so ist der Geschäftswelt 
unter Berücksichtigung der Bedeutung und 
des Betriebskapitals der Zweigniederlassung 
nach billigem Ermessen niedriger festzuset¬ 
zen als bei einer gleichen Anmeldung oder 
Eintragung, die das Unternehmen als Ganzes 
betrifft.“ 

e) Absatz 9 wird wie folgt gefaßt: 

„(9) Bei der Anmeldung oder Eintragung 
einer Kommanditgesellschaft bestimmt sich 





c-.nt-'-'^oinnu'.n. wrMeri. Ist die- cuuzutrcicreöf \ 
Einlage des Xonnnanairisien. hoher ah der j 
nach Satz 3 besanrnte Wert, so lichtet sich I 
der Wert nach der Einlage. Ist ein Kominan- ; 
ditist fds Nachfolger eines änderen in das 
Register einzutragen, so bestimmt sich der 
Geschäftswert iür die Anmeldung oder Ein¬ 
tragung nach der einfachen Kommanditein¬ 
lage, Das gleiche gilt, wenn ein bisher per¬ 
sönlich haftender Gesellschafter als Komman¬ 
ditist oder ein bisheriger Kommanditist als 
pei sön 1 id 1 1 1 a 5 1ender Gese 11 scha.fter einzutra- 
gen ist," 

4. Ns ch § 31 wim folgender § 31 a ein. ge lügt: 

i l e 

Auski.mftspflidit des Notars 

Ein Notar, den in. einer Angelegenheit der frei- i 
vriiligen Gerichtsbarkeit einen Antrag bei Go- i 
licht, insbesondere beim GnmdbudmTni, Register- | 
gericht oder Nacnteßgeridii, einreicht, hat Um- ] 
i o m 1 A" ’c 1 , 1 ' nt i< > - * j 

‘ ' . L, ' \ 

wertes caei ans BeerieDsvvnuOgeris wertes vom 
Eiahenswerl geführt haben, dein Gericht r*, tz ^ 

■ eiten. Die gleichen Auskünfte hat auf Ersuchen 
der Notar zu erteilen, der Erklärungen fe-eurkun- f 
riet odrj beglaubigt hat, die in Angelegenheiten j 
dei Nemviikgcn Gerichlsliai vtit vor an terer Seite j 
_i > . - d , 1 «r - ' 1 

' : ij 

5. 9 7B wird wie fotgr geändert: j 

ar ln Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 2 

■■ iA'icV; 

Mur di« \ Ile < > bi ix wirf erhoben wenn 
1 ( l chäftsw 1 näd de Eit age eines j 

Kommanditisten richtet. Für die Eintragung j 
einer Kommanditgosf-iischaft -wird jedoch 
mindestens. das Doppelte der vollen Gebühr j 
erhoben, die sich aus dem nach § 26. Abs, 9 j 
Satz 1 bestimmten Wert ergibt.“ I 

w kNW,■ ■■ NN; /■ ■■■ ■■ ■- ■. ■■ =;.f 

b) In Absatz 2 wird folgc-na* r Sc ti 2 angefügt: 

kdiAsDie in Absatz 1 Satz 4 bestimmte GeMhr für 
die Eintragung eines Kommanditisten ais 
Nachfolger eines anderen, eines bisher persön¬ 
lich haftenden Gesellschafters als Kommandi¬ 
tisten oder eines bisherigen Kommanditisten 
als persönlich haftenden. Gesellschafter darf 

wG.d yd'eti (Befrag "vpii 12ÖÖ .ßfeihsche Mark ; ■ 
übersteigerte’-ri' 'Ai 

f .ß,( § 3 Ms;ß Wit’d/wifffölgt. 

„(3j Die Sd.ieibc tbu ir De ragt B > die S-ne, die 
r "38 Zeilen von durthschmtiiiäi 15 Silben estkäjtte 
eine Deutsche Mark, auch wenn die Herstellung 
auf mechanischem Wege jaasgenömriieri durch, Ab - 
lichtung) staltgeiunden hat. Jede angefangene 

Seite-wird als voll gerechnet j 

; i 

(4) Für Schriftstücke, die in fremder Spiacbe ab- 1 
-< fete sind wird die doppelte ihre fa< 1 er , 
hoben, . 1 


(5) Für Schriftstücke in tabellarischer Form, 
Grundbuch blätter, Registerblätter, Verzeichnisse, 
Listen, Rechnungen. Zeichnungen und dgl, wird 
die Schreibgebühr nach dem Zeitaufwand, berech¬ 
net, der bei diirdnsciunttucher Arbeitsleistung 
zur Herstellung benötig! wird. Sie beträgt für 
jede angefangc-ne Vierteistunde. 1,20 Deutsche 
Mark, 

(6) Werden Abschriften, durch Ablichtung her¬ 
gestellt, so werden für jede Seite ohne Rücksicht 
auf Zeilen- und Silbenzahl eine Deutsche Mark, 
bei größerem Format ais DIN B 4 zwei Deutsche 
Mark erhoben." 

. 0 137 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

, 2 . Postgebühren für förmliche Zustellungen; die¬ 
selben Beträge werden auch für die förmliche 
Zustellung durch Justizbedienstete erhoben;“. 


Artikel 2 

Das Gerhhtskosiengesetz vom 26. Juli 1957 (Bum- 
1 - 1 , zutetz’ gcsiiutif dar- d< 

Sinfüh iwi'-,' t z zair Gesetz Sbei O änungs 
1 1 L < 1 1 z-’. M_i , ! ) •: cr/.bi 

5 50J), wir i , 1 j > 1 

li § dl Abs. 3 bis 6 wird wie folgt gefaßt: 

,,f'ri Die Sci-reibgenuh'' bewegt lüi ehe Sette, 
.die 28 Zeilen von äurdrsehnittlich 15 Silben ent¬ 
halt, eine Deutsche Mark, auch wenn die Herstel¬ 
lung uiif mechanischem vVece (ausgenommen 
durch Ablichtung) stattgelunaen hat. Jede ange- 
fangene Seite wird als voll gerechnet. 

(4) Schnftsiudte, die in, fremder Sprache 
abgefaßt sind, wird die doppelte Schreibgebüfir 
erhoben. 

(5) Für Schriftstücke in. tabellarischer Form, 
Grundbuchblätter, Registerblätter, Verzeichnisse, 
Listen, Rechnungen, Zeichnungen und dem wird 
die Schreib gebühr nach dem Zeitaufwand berech¬ 
net, der bei durchschnlttlidier Arbeitsleistung zur 
Herstellung benötigt '«,>6 Sie bi ragt iih • de 
ahgefang.ene Viertelstunde 1,20 Deutsdie Mark, 

( 6 ) Werden Abschriften durch Abhchtnim V 1 - 
gccelK s j weiden für jede Seite ohne Rücksicht 

■V --hur Zgilpb- und Silbentzahi .eine Deutsche (Mark,;, 
bei größerem Format als BI:N B 4 zwei Deutsche 
.22:M|frk erhöben." : 

iy^itf.d,' Wie iölgtgefaMi LgVi/f 

.,2. Postgebühren für förmliche Zustellungen; die¬ 
selben Beträge werden auch für die förmliche. 
Zustellung.durch jiistizbeüieüstete erhöben;", 

;3. 'l-i'lill ; wixd,-Wie'.folgt ge;än<f#D 

a) Absatz I Satz 1 Wird wie folgt gefaßti. . . 

„Der .Igrmin zur mündlichen Verhandlung soll 
auf. Grund der Klage erst nach Zahlung der 
ci idcitc > 1 7oßneb * and der 1 

für die förmliche ZüSieUnug der Kkscc Le- 
Nimmt weiden.“ 



Buhdesqesetz 


l:.y ciliy 


1963, 


b] Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 ein- 

„(4) über Anträge ani Zwangs v oHstreckaHgs« 
Handlungen der in § 42 Aas, 1 Nr, 2 bezeidi- 
ixeten Art. soll erst nach Zahlung der Gebühr 
und der Auslagen, für förmliche Zustellung 
entschieden •weiden,“' 

c) Der bisherige Absatz 4 wird .Absatz 5- in Satz 1 
werden die Worte „Die Absätze 1 bis 3" durch, 
die Worte „Die Absätze ! .bis 4“ und in Setz 2 
das Wort „Kläger“ .durch das Wort „ Antrag¬ 
steller'' ersetzt. a Au A A : 

A. : Artikel 3 


rang der Bunaosgebührenoidnung ihr RcchAjmMM- 
und anderer Gesetze vom 30, Juni 1965 (Bondes- 
gesetzbl. I 6. 577). wird -wie folgt geändert: 

§ 5 Abs, 3 wird wie folgt gefaßt; 

„ {3} Für die Versendung von Akten dt 
wird ein. Auslagenpauschbetrag von fü 
Mark je Sendung erhöben," : 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4, Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. I) auch im Land Berlin. 


irdi die Post 
xd Deutsche 


Die Verordnung über Kosten im Bereich 'der Justiz- 
verwaltung vom 14. Februar 1940 {ReicbsgesetzbL I 
ändert durch das Gesetz zur Ände- 


Ariikel 5 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1969 in Kraft. 


Die verfassungsmäßigen' Rechte des Bundesraf.es 
sind gewahrt,A . fA A 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 


Bonn* den 28. Dezember 1968 

Der BündespräsidentA; 

Lübke AM - _ 

Den Bundeskanzier 
Kiesi n ger 

v, : . Der Bundesminister der Justiz 

Dr. Heinemann 


CO 
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Gesetz 

über die Besteuerung des Straßengüterverkehrs 

Voia 28. Dezember 1968 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
schlossen: 

§ 1 

Gegenstand der Steuer und Geltungsbereich 

(1) Der Steuer unterliegt die Beförderung von 
Gütern mit Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeug: 
Anhängern 

1 . im Güterfernverkehr und im Werkternverkehr, 

. im .grenzüberschreitenden Güternahverkehr und 
im grenzüberschreitenden Werk nah verkehr, 

soweit die Beförderung ira Geltungsbereich des 
Güterkraftverkehrsgesetzes durchgeführt wird. 

(2) Die Begriffsbestimmungen des Güterkraftver¬ 
kehr sgesetzes in seiner jeweils geltenden Passung 
gelten auchfür dieses Gesetz. 

§2 

Steuerbefreiungen 

Von der Besteuerung sind ausgenommen 

1. die Beförderung mit Kraftfahrzeugen und Kraft- 
Mirzeug-AiiMngem, deren zulässige Nutzlast 
allein oder zusammen weniger als 4 000 Kilo¬ 
gramm betragt; 

2. die Beförderung von Gütern für andere durch 
ein Unternehmen des Güterfernverkehrs, wenn 
die Güter auf einem Teil der Strecke mit der 
Eisenbahn oder mit einem Binnenschiff in 
einem für den Güterfernverkehr genehmigten 
Kraftfahrzeug, ia einem Anhänger, in deren Auf¬ 
bauten (Huckepackverkehr) oder in Behältern be¬ 
fördert werden. Dies gilt auch für die ent¬ 
sprechenden. Leertransporte sowie für die ent¬ 
sprechenden Beförderungen im. WerMemverkehtj 

3. Beförderungen, die iiadi § 4 des Güterkraftver¬ 
kehrsgesetzes von den Vorschriften des Cüler- 
kraftverkehrsgesetzes ausgenommen sind; 

4. die Beförderung von Umzugsgut mit besonders 
für die Möbelbeförderung eingerichteten Kraft¬ 
fahrzeugen und Kraftfahrzeug-Anhängern; 

5. die Beförderung von gebrauchten Padonitteln 
und- Paletten zu oder nach ihrer besümmungs- 
gemäßen Verwendung; 

6. die Beförderung von 

sj Milch- und MÜcfaerzeugntssen; 
b) Fischen, Garnelen (auch ohne Panzer) und 
Miesmuscheln, frisch, gekühlt oder gefroren 
(aus Kapitel 3 des Zolltarifs), Garnelen dürfen 
gekocht, aber nicht weiter zubereitef sein; 


be- j cj Früchten, frisch oder gekühlt (Kapitel 8 des 
Zolltarifs), Gemüse und Küchenkräutern, frisch 
oder gekühlt (Kapitel ? des Zolltarifs), Frucht- 
und. Gemüsesäften (Nummer 20 0 ? des Zoll¬ 
tarifs} sowie sogenannten Süßmosten (aus 
Nummer 22,02 des Zolltarifs), Schalenfrächte 
(aus Kapitel 8 des Zolltarifs) dürfen getrock¬ 
net sein; 

d) Eiern von Hausgeflügel, in der Schale, frisch 
oder haltbar gemacht (aus Nummer 04.05 des 
Zolltarifs) -, 

ej Malz, auch geröstet (Nummer 1J .0? des Zoll¬ 
tarifs) ; 

f) lebenden Tieren {Kapitel 1 des Zolltarifs), so¬ 
weit die Beförderung nicht nach. Nummer 3 
von der Besteuerung ausgenommen ist; 

g) Fleisch und genießbarem Sch lachtabfall sowie 
Schweinespeck, Schweinefett und Geflügelfett, 
alle diese frisch, gekühlt oder gefroren (aus 
Kapitel 2 des Zolltarifs); 

h) Getreide (Kapitel 10 des Zolltarifs); 
Mischfuttermitteln (aus Nummer 23,07 des 
Zolltarifs) in Spezialtankfahrzeugeii; 

1} .Mehl von Getreide (Nummer 11,01 des Zoll¬ 
tarifs) sowie Grieß und Grütze (aus Nummer 
11.02 des Zolltarifs); 

k) Mineralbrünnen und den unter ausschließ¬ 
licher Verwendung von Mineraibrunnen am 
Quellort abgefüllten süßen, alkoholfreien Er¬ 
frisch ungsgetränken; 

1} Tieren und Geräten von Schaustellern und 
sonstigem Schaustellergut; 

m) Rohholz, audi entrindet oder nur grob zu¬ 
gerichtet, ausgenommen tropische Hölzer (aus 
Nummer 44.03 des Zolltarifs). Holz, vierseitig 
oder zweiseitig grob zugerichtet, aber nicht 
weiter bearbeitet, ausgenommen tropische 
Hölzer (aus Nummer 44.04 des Zolltarifs), 
Holz, in der Längsrichtung gesägt, gemessert 
oder rundgeschält, aber nicht weiter bearbei¬ 
tet, mit einer Dicke von mehr als fünf Milli¬ 
meter, ausgenommen tropische Hölzer (Num¬ 
mer 44,05 des Zolltarifs) und Holzabläilen (aus 
Nummer 44.01 des Zolltarifs), 
wenn die maßgebliche Tarifentfernung nicht 
mehr als hundertsiebzig Kilometer beträgt; 
bei Beförderungen über hundertsiebzig Kilo¬ 
meter ist bei der Steuerberedmung nur die 
fünfzig Kilometer übersteigende Tarifentfer- 
nung zugrunde zu legen. 

Für die Begriffsbestimmungen der zu Buchstaben 
a und k genannten Güter sind die ernihriittgs- 
reditiiehes Vorschriften maßgebend; 

Beförderungen im Guterfernverleehr unmittelbar 
nach oder von Berlin (West), 



BemessuEgsgruadlagen j 

(!) Die Beförderung wird nach dem Produkt der j 
Anzahl der Tonnen des Rohgewichts der beförder- j 
teh Güter und der Anzahl der Kilometer der 
nach § 20 a des Guterkraftverkehrsgesetzes fui den 
Güterfernverkehr vorgeschriehenen Tai ifenttermmg 
(Tonnenkilometer) bemessen. 

(2) Bei der Beförderung neuer Handelsmöbel mit 
besonders für die Möbelbeförderung eingerichteten 
Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeug-Anhängern lin¬ 
dst Absatz I mit der Maßgabe Anwendung, daß als 
eine Tonne der Rauminhalt von zehn Kubikmetern. 
des für die Beförderung benötigten Laderaums gilt 
und daß von der nach § 20 a des Güterkxaftveikehrs- 
gesetzes für den Möbelfemvetk.ehr vorgeschriebe- 
nen Tarifentfernung auszugehen ist, 

(3) Im Sinne des Absatzes 1 ist das Rohgewicht 
der beförderten Güter das wirkliche Gewicht der 
beförderten Güter einschließlich der Umschließung 
für die Aufbewahrung und deT besonderen Um¬ 
schließung für den Versand. Ergänzend gilt folgen¬ 
des: . 

1, Beträgt das Rohgewicht der bei einer Fahrt ins¬ 
gesamt beförderten Güter nicht mehr als eine 
halbe Tonne, so bleibt die Steuer außer Ansatz, 

2. Bei der Steuerberechnung ist, das Rohgewicht der 
auf einer Fahrt beförderten Güter auf hundert 
Kilogramm nach oben aufzurunden. Werden auf 
einer Fahrt Güter von oder zu verschiedenen Ber 
lade- oder Entladestellen befördert, so äSt das 
Rohgewicht für Teilbeförderun'gen von unter-, 
säüediicher Entfernung gesondert auf hundert 
Kilogramm aufzuründen. Werden viele kleine 
Sendungen von oder zu verschiedenen. Be- oder 
BntiadeStellen befördert, so darf die Aufrundung 
nach Satz I zugelassen werden, wenn das auf- 
gerundete Gesamtrohgewicht mit der Kilometer¬ 
zahl der längsten Tarifentfernung vervielfacht 
wird, Unterliegt die Beförderung verschiedenen 

. Steuersätzen, so ist das für jeden Steuersatz maß¬ 
gebliche Rohgewicht gesondert aufzurunden, 

(4) Beträgt bei-Beförderung neuer Handelsmöhel 
mit besonders für die Möbelbeförderung eingerich¬ 
teten Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeug-Anhängern 
der benötigte Laderaum nicht mehr als fünf Kubik¬ 
meter, so bleibt die Steuer außer Ansatz. Absatz 3 
Nr, 2 ist entsprechend mit der Maßgabe anzuwen- 
den, daß angefangene Kubikmeter auf volle Kubik¬ 
meter aufzurunden sind, 

(5) Bei grenzüberschreitenden Beförderungen bleibt 
die Steuer außer Ansatz, wenn der Entladeort oder 
der Beladeort der im Geltungsbereich des Güter¬ 
kraftverkehrsgesetzes beförderten Güter Innerhalb 
der Nahzone der Gemeinde liegt, in deren Gebiet 
das beladene Fahrzeug zuerst in den Geltungs¬ 
bereich des Gesetzes einfährt oder ihn zuletzt ver¬ 
laßt. 

(6) Beförderungen auf ausländischen Burdigangs- 
straßeii, die nicht länger als fünfzig Kilometer sind 
und die einzige oder die gegebene Verbindung zwi¬ 
schen verschiedenen Orten im Geltungsbereich des 


Güterkraftverkelirsgesetzes bilden, gelten in den 
Fällen des § 9 Nr, 1 als Beförderungen im Geltungs- 
Bereich des Gutexkraftverkehrsgesetzes, 

{”} Worden nach oder von einem Seehafen im 
Geltungsbereich des Güterkraftverkehrsgeseizes Gü¬ 
ter befördert, die zur Ausfuhr mit Seeschiffen be¬ 
stimmt sind oder mit Seeschiffen eingefuhrt worden 
sind, so ist bei der Steuerberechnung nur die 
hundertsiebzig Kilometer übersteigende Tarifentfer¬ 
nung zugrunde zu legen. Der Beförderer muß die 
Voraussetzungen buchmäßig nachweisen. Die Form 
des buchmäßigen Nachweises kann der Bundes¬ 
minister der Finanzen durch Rechtsverordnung be¬ 
stimmen, 

§ 4 

Steuersätze 

Die Steuer beträgt 

1. für Beförderungen im Güterfernverkehr und im 
grenzüberschreitenden Güternahverkehr 

1 Pfennig je Tonnenkilometer: 

2. in allen anderen Fällen, wenn die zulässige Nutz¬ 
last des verwendeten Kraftfahrzeugs allein oder 
zusammen mit der zulässigen Nutzlast des mit¬ 
geführten Kraftfahrzeug-Anhängers 

a) mindestens 4 000 Kilogramm, jedoch weniger 

(■'.LTTäls o 000 Kilogramm beträgt, ; 3 ■ t : rT'ivrT': 

TiTtjid Pfennig je Tonnenkilometer, 

b) 5 000 Kilogramm oder mehr, jedoch weniger 
als 6 000 Kilogramm betragt, 

ciMiPretihigf je Tonnenkilometer, 

£): 6 ÖÖ0 Kilogramm oder mehr betragt, 

5 Pfennig je Tonnenkilometer. 

§ 5 

Steuerermäßigungen 

{li Die Steuer ermäßigt sich auf SO vom Hundert 
der Steuer nach § 4 für Beförderungen 

1. unmittelbar nach oder von Berlin (West), soweit 
die Beförderungen nicht nach § 2 Nr, 7 von der 
Besteuerung ausgenommen sind, 

2. unmittelbar nach oder von dem Zonenrandgebiet, 
den Frachthilfegebieten oder den in § 6 Abs. 3 ge¬ 
nannten Gebieten, 

3. innerhalb des Zonenrandgebietes, der Frachthilfe¬ 
gebiete oder der in § 6 Abs. 3 genannten Gebiete. 

I (2) Die Steuerermäßigung nach Absatz 1 Nr, 2 
und 3 tritt nur ein, Wenn für die begünstigten Be¬ 
förderungen ein buchmäßiger Nachweis geführt 
wird. Die Form des buchmäßigen Nachweises kann 
der Bundesminisier der Finanzen, durch Rechtsver- 
ordnung bestimmen, 

§ 6 

Begünstigte Gebiete 

(S) Ais Zonenraadgebiet sind anzusehen 
1. im Lande Schleswig-Holstein 
die Stadtkreise 

Flensburg, Kiel, Neumünster und Lübeck, 
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die Landkreise 

Flensburg, Schleswig, Eckernförde, Rends¬ 
burg, Plön, Oldenburg in Holstein, Eutin, 
Segeberg, Stormarn und Lauenburg; 

2. im. Lande Niedersachsen 
die Stadtkreise 

Lüneburg und Wolfsburg, 
die Landkreise 

Lüneburg, Ludiow-Dannenberg, Uelzen and 
Gifhorn, " 

die Stadtkreise 

Braunschweig. Salzgitter und Goslar, 
die Landkreise 

Helmstedt, Braunschweig, Wolfenbüttel, Gos¬ 
lar, Gandersheim und Restkreis Blankenburg, 

der Stadtkreis i 

! 

Hildeshelm, 
die Landkreise 

Peine, Hildesheim-Marienburg, Zellerfeld, 
Osterode, Einbeck, Northeini, Duderstadt, 
Göttingen und Münden; ; 

3. im Lande Hessen 
die Stadtkreise 

Kassel und Fulda, 

die Landkreise 

Hofgeismar, Kassel, Witzenhausen, Eschwege, 
Melsungen, Rotenburg, Hersfeld, Hünfeld, 
Lauterbach, Fulda und Schlüchtern; 

4. im Lande Bayern 
die Stadtkreise 

Bad Kissingen und Schweinfüri, 
die Landkreise 

Mellrichstadt, Bad Neustadt/Saale, Brückenau, 
Königshofen/Grabfeld, Bad Kissingen, Hof¬ 
heim, Ebern, Schweinfurt und Haßfurt, 

die Stadtkreise 

Coburg, Neustadt b, Coburg, Hof, Selb, Kulm¬ 
bach, Marktredwitz, Bayreuth und Bamberg, 

die Landkreise 

Coburg, Staffelstein, Bamberg, LichtenJels, 
Kronach, Stadtsteinach, •• KulmbachiMiNailay 
Münchberg, Hoi, Rehau, Wunsiedel und Bay¬ 
reuth, ' . 

der Stadtkreis- 
Weiden, 

die Landkreise 

Tirschenreuth, Kemnath, Neustadt a. d. Waid¬ 
naab, Vohenstrauß, Nabburg, Oberviechtach, 
Waldmünchen, Neunbürg vorm Wald, Cham 
und Roding, 

die Stadtkreise 

Deggendorf und Passau, 
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die Landkreise 

Kötzting, Viechtadi, Regen, Bogen, Grafenau, 
Deggendorf, Wolfstein, Wegscheid und Passau. 

(2) Als Frachthilfegebiete sind außer dem in Ab¬ 
satz 1 bezeichneten Zonenrandgebiet anzusehen 

die Stadtkreise 

Amberg, Schwandorf in Bayern, Regensburg 
;/l und Straubing, ’ ■ ■ 

die Landkreise 

Esdienbach, Arnberg, Siilzbach-Rosenberg, Burg¬ 
lengenfeld, Parsberg, Regensburg, Straubing, 

; 1 yilähpfhn, 'Griesbach .und Pfarrkirchen, ;:,y A yv 

vom Landkreis 

Pegnitz der in die Frachthilfe für Ostbayern 
einbezogene Gebietsteil, 

vom Landkreis 

Neumarkt i. d, OpL der ehemalige Amtsgerichts- 
hezirk Kastl. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen wird er¬ 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Verkehr durch Rechtsverordnung die Steuer für 
Beförderungen von oder nach bestimmten Teilen 
des Bundesgebietes auf 50 vom Hundert des Steuer¬ 
satzes nach § 4 zu ermäßigen, wenn dies wegen der 
schwachen verkehrsmäßigen Aufschiießung oder der 
ungünstigen Verkehrslage (Randlage) dieser Ge¬ 
bietsteile zur Vermeidung schwerwiegender volks¬ 
wirtschaftlicher Nachteile geboten erscheint. 

§ ? 

Steuererlaß für den Werkfernverkehr 

Der Bündesminister der Finanzen kann unbescha¬ 
det der Vorschrift des § 131 der Reichsabgabenord¬ 
nung die Steuer nach § 4 Nr. 2 auf Antrag im Einzel- 
fali bis auf 1 Pfennig je Tonnenkilometer erlassen, 
wenn das Unternehmen, das die Beförderung durch¬ 
führt, wegen seiner Eigenart oder geographischen. 
Lage den Werkfernverkehr für bestimmte Güter 
nicht entbehren, insbesondere auf die öffentlichen 
Verkehrsunternehinen nicht ausweichen kann und 
wenn das Unternehmen durch die Einziehung der 
vollen Steuer in wirtschaftliche Schwierigkeiten ge¬ 
raten ist oder geraten würde. Der Bündesminister 
der Finanzen kann die Ermächtigung an die nach- 
geördneten Behörden übertragen, wenn er im Ein¬ 
vernehmen mit dem Bundesministerfür Verkehr 
Richtlinien fürden Erlaß der Steuer aüfstellt. 

§ 8 

Steuerschuld und Steuerschuldner 

(1) Die Steuerschuld entsteht in den Fällen der 
Hinzeibestenerung nach § 10 Abs. 4 und 5 mit dem 
Beginn der Beförderung im Geltungsbereich des 
Güterkraftverkehrsgesetzes, in allen anderen Fällen 
mit Ablauf des 'Besteuerungszeitraums, in dem die 
Beförderung ausgeführt worden ist. 

(2) Steuerschuldner ist der unter eigener Verant¬ 
wortung handelnde Beförderer. 
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Zuständigkeit- für die Besteuerung 
Für die Besteuerung zuständig ist, 

1. wenn der Beförderer seinen Sitz oder eine nicht 
nur vorübergehende geschäftliche Niederlassung 
im Geltungsbereich des Gütexkraft verkehrs- 
gesetzes hat, die für den Sitz oder die Nieder¬ 
lassung Örtlich zuständige Oberfinar-zdirektion: 

2, wenn, der Beförderer seinen Sitz oder eine nicht 
nur vorübergehende gesrhaftßche Niederlassung 
nicht im Geltungsbereich des Güterkraftverkehrs- 
geseizes hat, die Oberfinanzdirektion, in deren 
Bezirk das beladene Kraftfahrzeug in den Gel¬ 
tungsbereich. des Güterkraftverkehrsgesetzes ein¬ 
fährt oder diesen Bereich verläßt. 


§ 10 

Steuererklärung und Steuerentrichtöng 

(1) ln den Fällen des § 9 Nr. • hat der Beförderer 
bis zum zwanzigsten Tage nach Ablauf jedes Kalen- 
derinonats dem Finanzamt äls Hilfsstelle der Ober- 
.önanzdixektian eine Steuererklärung über die im 
abgelauienen Kaienderraonat durchgeiührten Beför¬ 
derungen nach einem vom Bundesminister der Finan¬ 
zen zu bestimmenden Muster abzugeben, in .der er 
die Steuer selbst zu berechnen hat. Gleichzeitig hat 
der Beförderer die Steuer zu entrichten. Der Steuer¬ 
erklärung sind beizufügen bei Beförderungen im 
Güterfernverkehr eine Monatszusammensteliung der 
Güterferntian Sporte, bei Beförderungen im Werk- 
fernverkehr eine zusammenfassende Übersicht der 
Beförderungs- und Begleitpapiere in zwei Stücken. 
Die Muster der Monatszusammenstellung und der 
zusammenfassenden übersieht bestimmt der Bundes-, 
minister der Finanzen. Ein Steuerbescheid ist nicht 
zu erteilen, wenn der Beförderer auf ihn unter der 
Voraussetzung verzichtet hat, daß die Steuer nicht 
abweichend von der Steuererklärung festgesetzt 
wird. 

(2) Das Finanzamt als Hilfsstelle der Oberfinanz- 
..dire'ktion darf anordnen, daß an die Stelle des Kalen- 
dermonats das Kalendervierteljahr als Besteuerungs- 
zeitraum tritt, wenn die für den Kalendermonat zu 
zahlende Steuer voraussichtlich den Betrag von hun¬ 
dert Deutsche Mark nicht übersteigt. Das Finanzamt 
als Hilfsstelle der Oberfinanzdirektion darf, wenn 
der Beförderer bei der Abgabe der Steuererklärun¬ 
gen und bei der Steuerentrichtung die Hilfe einer 
von der Bundesanstalt für den Güterfernverkehr zu¬ 
gelassenen Frachtenprüfstelle in Anspruch nimmt, 
der Frachtenprüfstelle gestatten, daß die Steuer¬ 
erklärungen bis zum 5. des auf den Festsetzungszeit¬ 
raum folgenden zweiten Kalendermonals einge¬ 
reicht werden. Voraussetzung ist, daß bis zum 25. 
des auf den Festsetzungszeitraum folgenden Monats 
eine angemessene Abschlagszahlung geleistet wird. 
Die Abgabe der Steuererklärung und die Entrichtung 
der Steuer entfallen, wenn die Steuer für einen 
Kalendermonat nicht mehr als zwanzig Deutsche 
Mark, für ein Kalenderviertei jalir nicht mehr als 
sechzig Deutsche Mark betragen würde. 


(3) Gibt der Beförderer bis zürn Ablauf der 
Steuererkläruagsfrist eine Steuererklärung nicht ab 
oder hat er in der Steuererklärung die Torirrenkilo- 
Bieter oder die Steuer falsch berechnet, so setzt -das 
Finanzamt als Hilfsstelle der Obeinnanzäirektion 
die Steuer fest. Als Zeitpunkt ihrer Fälligkeit gilt 
der Zwanzigste Tag nach Ablauf des Besteuerungs¬ 
zeitraums. 

(4) In den Fällen des § 9 Nr. 2 hat der Beförderer 
für jede einzelne Fahrt eine Steuererklärung nach 
einem vom Bundesminister der Finanzen zu bestim¬ 
menden Muster in zwei Stücken bei einer Zoilstelie 
oder einer Grenzkontrolisteile als Hilfsstelle der 
Oberfinanzdireküon abzugeben. Zuständige Hilfs¬ 
stelle ist bei der Einfahrt die erste, bei der Ausfahrt 
die letzte Zollstelle (Grenzkontrolisteile}. Die Zoli- 
steile (Grenzkontrolisteile) setzt die Steuer auf bei¬ 
den Stücken der Steuererklärung fest und gibt ein 
Stück dem Beförderer zurück, der die Steuer gleich¬ 
zeitig zu entrichten hat. Bei Transitbeförderungen. 
durch den Geltungsbereich des Güterkraftverkehrs¬ 
gesetzes berichtigt die letzte bei der Beförderung 
berührte Zoilstelie (Grenzkontrolisteile) die Steuer¬ 
festsetzung, wenn sich die Bemessungsgrundlage 
nachträglich geändert hat. Gleichzeitig ist ein Mehr¬ 
betrag nachzuentrichten oder eine Überzahlung zu 
erstatten. Die Oberfinanzdirektion daxt auf Antrag 
zulassen, daß mehrere an einem Tage über dieselbe 
Zoilstelie (Grenzkontrolisteile) ausgeführte Beförde¬ 
rungen zusammen versteuert werden. Die Ober¬ 
finanzdirektion darf ferner im Einzelfall aiiordnen, 
daß ausländische Beförderer, deren Fahrzeuge in 
einem Zollanschlußgebiet zugelassen sind, ihre Be¬ 
förderungen nach den Absätzen 1 bis 3 versteuern. 

(5) Bei der Besteuerung nach Absatz 4 gilt, sofern 
§ 6 b des Güterkraffverkehrsgeselzes nicht Anwen¬ 
dung findet, ais Standort des verwendeten Kraftfahr¬ 
zeugs die Gemeinde, in deren Gebiei das beladene 
Kraftfahrzeug in den Geltungsbereich des Güter- 
kraftverkehrsgesetzes einfährt oder diesen Bereich 

verläßt. 

§11 

Steüeraufsichi 

In den Fällen des § 9 Nr, 2 hat der Beförderer, so¬ 
fern nicht die Besteuerung nach § 10 Abs. 1 bis 3 
zugelassen ist, die Steuerfestsetzung mit der Sieuex- 
quittung während der Fahrt im Geltungsbereich des 
Güterkraftverkehrsgesetzes mit sich zu führen und 
auf Verlangen den Kontrollorganen der Zollstellen 
und der Bundesanstalt für den Güterfernverkehr zur 
Einsicht vorzulegen. 


§ 12 

Durchführung 

Allgemeine Verwaltungs-Vorschriften, die zur 
Durchführung dieses Gesetzes und der auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen er¬ 
forderlich sind, erläßt der Bundesminister der Finan¬ 


zen. 
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I .1* 

iBkrsfttieten 


Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. I 1 
des Dritten Dberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1852 j 
‘ i '•, auch itn Land Bcilin. RecMs- j 
Verordnungen; die auf Grund dieses Gesetzes erlas- | 
sen -werden, gehen im Land Berlin nach § 14 des j 
Diitt.es Übeilenungsgesetzes, I 


Dieses Gesetz tritt am L Januar 1969 in Kraft, und 
am. 31; Dezember 1970 außer Kraft. Die in. diesem 
Gesetz enthaltenen .Ermächtigungen ztixii Erlaß von 
Rechte rud'iuryr.s und aig' - «jeiaor ’ • 

Vorschriften treten am Tage nach sei 1 '' V -'hurdu , v , 
in Kraft. di : '*V'r.Lr. ;dd:;.d. d-'.G'-V 


Dm yetlassungs-maöigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt, i ■; 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet, 


Bonn, den 28. Dezember 1968 

Der Bundespräsideut 

Lj ü b ic G 

Der Bundeskanzler 
Kiesinger 

Der Buridesminister der Finanzen 
Sf.ra u ß 

D&r Buödesminister für Verkehr 
Georg L eb er 





:. Zweites Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes 
über den gewerblichen. Binnensdiiösverkehr 

Vom 28. Dezember 1968 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be¬ 
schlossen:;/;^.- 

Ärtljk'el i 

Das Gesetz über den gewerblichen Binnenschiffs-/ 
verkehr vom 1. Oktober 1953 (Bundesgesetzbl. I 

S. 1453), zuletzt geändert durch das Einfünrungs* 
gesetz zum Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
(EGOWiG) vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 503), wird wie folgt geändert: 

1. § 6 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Bundesminister für Verkehr, kann die 
den Wasser- und Schiffahrtsdirektionen nach den 
§§ 1 bis 3 obliegenden Aufgaben durch Rechts¬ 
verordnung einer Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
lion für den Bezirk mehrerer Wasser- und 
Sdiiffahrtsdirektionen zuweisen.“ 

2. § 18 Abs. 1 und 2 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Verband kann nach Maßgabe der Sat- j 
zung 

1. Verträge mit Sdiiffahrttreibenden oder ihren 
Verbänden sowie Verträge über Verkehrs¬ 
leistungen schließen, 

2. durch Beschluß die Verteilung des Fracht- und 
Schleppgutes unter seinen Mitgliedern regeln, 

3. Verfügungen für die. Einteilung und Bewe¬ 
gung der Fahrzeuge seiner Mitglieder tref¬ 
fen, um die ordnungsmäßige Durchführung 
der Verträge nach Nummer 1 sowie der Be¬ 
schlüsse nach Nummer 2 zu gewährleisten.'.' 

(2) Dem Verband ist eine Gewinnerzielung 
untersagt." 

3. § 21 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

(2) Die Entgelte sollen marktgerecht sein und 
den wirtschaftlichen Verhältnissen der Unter¬ 
nehmer der Schiffahrt und Flößerei Rechnung 
tragen; sie sind Festentgelte oder Mindest- 
Höchstentgelte. Bei Festsetzung von Mindest-. 
Höchstentgelten sind unbillige Benachteiligun- 
. gen landwirtschaftlicher und nüttelständischer 
Wirtschnfiskreise sowie wirtschaftlich schwacher 
- und verkehrsungünstig gelegener Gebiete zu 
verhindern." 

4. In § 22 Abs. 2 werden die Worte „beratenden 
Ausschuß" ersetzt durch die Worte „erweiterten 
Frachten ausschuß". 


5. § 23 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Frachtenaussdiüsse sind nicht zustän¬ 
dig für die Entgelte in der Fahrgastschiffahrt." 

6. § 24 erhält folgende Fassung; 



Die Frachtenausschüsse und die erweiterten 
Frachtenausschüsse unterstehen der Aufsicht 
des Bundesministers für Verkehr." 

7, § 2.5 erhält folgende Fassung: 

,§ 25 

(1) Die Fraditenausschüsse bestehen jeweils 
aus zwei zahlenmäßig gleich starken Gruppen 
von Vertretern der Schiffahrt und der Verlader. 
Die Mitglieder der Gruppe der Schiffahrt wer¬ 
den auf Vorschlag der beteiligten Verbände der 
Binnenschiffahrt, und die Mitglieder der Gruppe 
der Verlader auf Vorschlag der Verbände der 
Industrie, des Handels, des Handwerks, der 
Schiffahrtspedition und der Agrarwirtschaft von 
der Aufsichtsbehörde für die Dauer von drei 
Jahren in den Frachtenausschuß berufen. Die 
Frachtenausschüsse wählen einen Vorsitzenden 
aus dem Kreis ihrer Mitglieder. 

(2) Die Mitglieder können jederzeit durch 
schriftliche Erklärung gegenüber dem Bundes- 
minister für Verkehr ihr Amt nieclerlegen, Ver¬ 
liert ein Mitglied die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter oder wird über sein Ver¬ 
mögen der Konkurs eröffnet, so erlischt seine 
Mitgliedschaft Die Mitgliedschaft erlischt fer¬ 
ner, wenn der Bundesminister für Verkehr fest¬ 
stellt, daß ein Mitglied nicht mehr der Gruppe 

V;:; ’angehörif für die es vorgeschlagen worden ist. 

bv.':ßer-vBjittdesministef für Verkehr kann ein. Mit¬ 
glied aus wichtigem Grund und nach Anhörung 
des Verbandes, der es vorgeschlagen, hat, ab- 
berulen. 

(3) Absatz i Satz 2 und Absatz 2 gelten auch 
für die Stellvertreter, 

(4) Beim Ausscheiden eines Mitgliedes oder 
eines Stellvertreters Wird sein Nachfolger für 
den Rest der Amtsdauer des ausgeschiedenen 
Mitgliedes oder Stellvertreters berufen, 







(5) Die erweiterten Frächteijausschüsse be- j 
stehen aus Ser Gruppe. der Schiffahrt, der j 
Gruppe der .Verlader,. einem unabhängigen Vor- I 
sitzenden und je .einem! von der Gruppe der 
Schiffahrt und der Gruppe der Verlader be¬ 
nannten unabhängigen Beisitzer. Der Vorsit¬ 
zende und die beiden Beisitzer werden von. der 
Aufsichtsbehörde für die Dauer von drei Jahren 
berufen; das gleiche gilt für ihre Stellvertreter. 
Die Absätze 2 und 4 gelten. entsprechend, je¬ 
doch mit der Maßgabe, .daß vor der Abberufung 
eines Beisitzers aus wichtigem -Grund die 
Gruppe zu hören ist; die ihn benannt hat. 

(Bi Die Mitglieder der Frachtenausschüsse und 
der erweiterten ■Frachtenausschüsse sind ehren¬ 
amtlich tätig; sie sind nicht an Aufträge oder 
Weisungen gebunden. “j 


(3): Der erweiterte Frach.tenäusschuB i berät 
über das Entgelt nach Absatz 1. Kannen sich die 
Gruppe der .Schiffahrt und die Gruppe der Ver¬ 
lader wiederum nicht einigen, so beschließt der 
erweiterte Fjaditeria/esschuß über; das Entgelt. 
Der Vorsitzende, die beiden Beisitzer, die 
Gruppe der Schiffahrt und die Gruppe der Ver¬ 
lader haben hierbei je eine Stimme. Beschlossen 
ist das Entgelt, für das mindestens drei Stim¬ 
men abgegeben werden, 


, A- 1J V 11 §. :27 v^'/V GvlGl- VD 

Die von den Frachtenaasschüssen, ermächtig¬ 
ten Unterausschüssen und erweiterten Frach¬ 
tenausschüssen beschlossenen Entgelte für Ver¬ 
kehrsleistungen gelten als marktgerecht." 


8. § 25 a. wird aufgehoben. 


12. § 28 wird wie folgt geändert: 


9, In § 26 werden die Worte „beratende Aus¬ 
schüsse“ ersetzt durch die Worte „erweiterten 
Frachtenaüsschüsse". 


10. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Satz 2 wird gestrichen, 


b) in Absatz 3 Satz 2 werden, die Worte „§ 24 

Abs. 1, §25 Abs. 2" ersetzt durch die Worte j 
„§§ 24, 25 Abs. 6", j 

c) in Absatz 3 Satz 3 werden die Worte „gilt j 

ferner § 25 Abs. i“ ersetzt durch die Worte I 
„gilt ferner § 25 Abs. 3 bis 4". J 

! 

d) Absatz 3 Satz 4 erhält folgende Fassung: I 

I 

„Die gemeinsamen Ausschüsse sind aus je j 
zwei Mitgliedern der Gruppe der Schiffahrt j 
und der Gruppe der Verlader der beteiligten j 
Frachtenausschüsse zu bilden." 

e) Absatz 5 wird aufgehoben. 

11, Nach § 27 werden folgende §§ 27 a bis 27 c ein¬ 
gefügt: 


„§ 27 a 

Die Gruppe der Schiffahrt und die Gruppe der 
Verlader beraten im Frachtenausschuß gemein¬ 
sam. Bei Abstimmungen verfügt jede Gruppe 
über eine Stimme. 


§ 27 b 

(1) Können sich die Gruppe der Schiffahrt. 
und die Gruppe der Verlader im Fraditen- 
ausschuß oder in einem ermächtigten Unter¬ 
ausschuß nicht auf ein bestimmtes Entgelt für 
eine Verkehrsleistung einigen, zeigt der Frach¬ 
ten Ausschuß oder der ermächtigte Unterausschuß 
dies. innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach 
der ergebnislos verlaufenen Si zu tg dem Vor - 
sitzenden des erweiterten Frachtenausschusses 
an. 

(2) Der Vorsitzende des erweiterten Frachten- 
aussdiusses beruft diesen innerhalb von vier 
Wochen nach Eingang der Anzeige nach Ab¬ 
satz 1 ein. 


a) Absatz i erhält folgende Fassung: 

„(1) Beschlüsse der Frachtenausschüsse, der 
ermächtigten Unterausschüsse und der er¬ 
weiterten Frachtenausschüsse über Entgelte 
für Verkehrsleistungen bedürfen der Geneh¬ 
migung des Bundesministers für Verkehr." 

b) Dein Absatz 2 wird folgender Satz 2 ange¬ 
fügt: 

„Gegenüber Beschlüssen des erweiterten 
Frachtenausschusses werden die Fristen des 
Satzes 1 von drei Wochen auf zwei Wochen 
und von zwei Monaten auf einen Monat ver¬ 
kürzt." 

c) Absatz 3 wird gestrichen. 

3 3. § 29 Abs. 1 erhält, folgende Fassung: 

„(i) Der Bundesminister für Verkehr erläßt 
die genehmigten Beschlüsse der Frachten¬ 
ausschüsse, der ermächtigten Unterausschüsse 
und der erweiterten Frachtenaüsschüsse als 
Rechtsyerordnungen," 

14. § 30 erhält folgende Fassung: 

„§ 30 

Der Bundesminister für Verkehr kann ohne 
Mitwirkung der Frachtenaüsschüsse. der ermäch¬ 
tigten Unterausschüsse oder der erweiterten 
Frachtenaüsschüsse Entgelte für Verkehrs¬ 
leistungen durch Rechtsverordnung festsetzen, 
wenn Gründe des allgemeinen Wohls es erfor¬ 
dern oder wenn ein Frachtenausschuß, ein er¬ 
mächtigter Unterausschuß oder ein erweiterter 
Frachtenausschuß ein Entgelt nicht beschließt." 

15. § 33 erhält folgende Fassung: 

„§ 31 

(1) Abweichungen von den in einer Rechts- 
Verordnung nach § 29 oder § 30 festgesetzten 
Entgelten für Verkehrsleistungen sowie Zah- 
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Umgehung des festgesetzten Entgelts -gleich- j 
kommen, sind unzulässig. ! 

(2) Werden in einem Vertrage für Verkehrs¬ 
leistungen Entgelte vereinbart, die von den auf 
Grund dieses Gesetzes festgesetzten abweichen, 
so wird die rechtliche Wirksamkeit des Ver¬ 
trages nicht berührt. In diesen Fällen wird das 
festgesetzte Entgelt geschuldet. 

(3) Vereinbaren die Vertragsparteien in Kennt¬ 
nis. öder. ln.'. .grob lahrlässiger Unkenntnis, des 
festgesetzten Entgelts ein von. diesem abwei- 
diendes Entgelt, .so .ist der Untersctuedsbetrag 

■" an den. .Bund zu öntrh^ten,; Ei .ist WÖrrder ; h$di 
§ 39 zuständigen Wasser- und ScfoiifäLrGduek- 
;,V:tion, einzuziehen, "a b 

16. Nach § 31 werden folgende §§ 31 a bis 31 d ein¬ 
gefügt: 

31 a 

{1} Die Wasser- und Sdiiffahrtsdireküonen i 
überwachen die Einhaltung der nach den. §§ 29 j 
und 30 erlassenen Verordnungen über Entgelte j 
für Verkehrsleistungen. Bei der Durchführung j 
dieser überwachimgsaufgabe können sie sich j 
gegen Erstattung der Kosten der Mitwirkung j 
der Bundesanstalt für Güterfernverkehr {§ 53 j 
des Güterkraftverkehrsgesetzes vom 17. Oktober j 
1952 — Bundesgesetzbl. 1 S. 697 —} bedienen, j 
Der Bundesminister für Verkehr kann die den ! 
Wasser- und Schiffahrtsdirektionen obliegenden j 
Aufgaben durch Reehtsverordnung einer Was- [ 
ser- und Schiffahrtsdirektion für den Bezirk meh- i 
rerer Wasser- und Schiffahrtsdirektionen zu- j 

~WQiSQTl. I 

(2) Zur Durchführung ihrer Aufgabe nach j 
Absatz 1 können die Wasser- und Schiffahrts- > 
direktionen oder ihre Beauftragten | 

1. die erforderlichen Ermittlungen anstellen, 
auch. Einsicht in die Biidier und Geschäfts¬ 
papiere aller am Zustandekommen eines Ver¬ 
trages über eine Verkehrsleistung im Sinne 
des § 21 Abs, i und seiner Durchführung Be¬ 
teiligten nehmen; 

2. von den in Nummer 1 genannten Beteiligten 
und den in deren Geschäftsbetrieb tätigen 
Personen Auskunft über alle Tatsachen ver¬ 
langen, die für die Durchführung der Über¬ 
wachung von Bedeutung sind; die Auskunft 
ist wahrheitsgemäß nach bestem Wissen und 
Gewissen zu erteilen; der zui Erteilung einer 
Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf 
solche Fragen verweigern, deren Beant¬ 
wortung ihn selbst oder einen der in § 383 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung be- 
zeichneten Angehörigen der Gefahr straf- j 
gerichtlicher Verfolgung oder eines Verfah¬ 
rens nach dem Gesetz über Ordnungswidrig¬ 
keiten aussetzen würde; 

3. Grundstücke und Räume dev in Nummer 1 i 

5 

genannten Beteiligten betreten, um an Ort j 
und Stelle innerhalb der üblichen Geschäfts- 1 


haben ihnen jede Auskunft und Nadiweisung 
zu erteilen, deren sie bedürfen- das Grund¬ 
recht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 Abs. 1 des Grundgesetzes) wird 
insoweit eingeschränkt; 

4. auch außerhalb der Geschäftsräume der Be¬ 
teiligten, insbesondere auf den Bundeswasser¬ 
straßen, in Hafen, auf Lade- und Löschplätzen 
. Ladung und Begleitpapiere prüfen. 

(3) Die ift Absatz 2, Nr, T genannten und die 
in .deren -Geschäftsbereich tätigen Personen 
haben den. Wasser- und Schiffalrrtsdirektioneh 
oder ihren Beauftragten’ bei der Durchführung 
der überwadmngsmaßnähmen die erforderlichen 
Hilfsmittel zu stellen und die. nötigen Hilfs¬ 
dienste zu leisten. 

(4) Der Bundesrainister für Verkehr erläßt 
zur Durchführung der den Wasser- und Schiff¬ 
fahrtsdirektionen nach Absatz 1 übertragenen 
überwachungsaufgabe die erforderlichen allge¬ 
meinen Verwaltunqsvorschriften, 


§ 31 b 

Die Wasser- und Schiff ah rtsdj rektionen kön¬ 
nen die Durchführung der im Rahmen ihrer 
überivachungsaufgaben nach § 31a erforder¬ 
lichen VerwaltungssiaSnahiEen nach den für die 
Durchsetzung von VerwaltungsmaBnahmen all¬ 
gemein gehenden Bestimmungen erzwingen. 


§ Sic 

(1) Wer sich verpflichtet hat, eine Verkehrs¬ 
leistung im Sinne des § 21 Abs. 1 zu erbringen, 
hat der Wasser- und Schiffahrtsdirektion Duis¬ 
burg die Angaben zu machen, die für die Über¬ 
wachung der Einhaltung des für diese Leistung 
festgesetzten Entgelts (§ 31 a A,bs. 1) erforder¬ 
lich sind. Sind an der Durchführung der Ver¬ 
kehrsleistung mehrere beteiligt, so hat die An¬ 
gaben nach Satz 1 nur der zu liefern, dem das 
gesamte Entgelt für die Verkehrsleistung ge¬ 
schuldet wird. Unbeschadet dessen kann die für 
die Fraditenkontrolle zuständige Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion auch von einem weiteren 
Beteiligten die nach Satz 1 erforderlichen An¬ 
gaben verlangen. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr wird er¬ 
mächtigt, durch Reehtsverordnung zu bestimmen: 

1. welche Angaben zur Durchführung der über- 
\vach ungsaufgaben nach Absatz 1 im einzel¬ 
nen zu machen sind; 

2. daß, falls die Angaben nicht aus einem irr? 
Betrieb des Verpflichteten verwendeten Ge- 
sdräftspapier ersichtlich sind, ein Formblatt 
zu verwenden ist; 

3. die Frist, innerhalb derer die Angaben nach 
Nummer i zu liefern sind: die Frist darf nicht 
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weniger als 14 Tage und nicht mehr als 
6 Monate nach Abschluß des Vorganges, auf : 
den sich die Angaben beziehen., betragen; 

4, das Verfahren bei der Lieferung der Angaben 
nach. Nummer 1 sowie das Muster des Form¬ 
blattes nach Nummer 2, 

§ 314 

(1) Die bei den Wasser- und Schitfahrtsdirek- 
üonen durch die nach § 31 a übertragene über- 
waditmgsaufgabe entstehenden Kosten sind 
durch Beiträge der Schiff ah rttreibenden, die Ver¬ 
kehrsleistungen im Sinne des § 21 Abs, 1 er- 
bringen, zu decken. 

(2) Die Höhe der Beiträge und die Bestim¬ 
mungen über ihre Erhebung werden vom Ban- 
desminister für Verkehr nach Anhörung der 
Verbände der Binnenschiffahrt für jedes Rech¬ 
nungsjahr im voraus durch Rechts Verordnung 
festgesetzt. Ihre gesamte Höhe darf die im Haus¬ 
haltsplan für das laufende Rechnungsjahr fesf- 
geSegten Kosten im Sinne des Absatzes 1. bis zu 
zehn vom Hundert überschreiten. Überschüsse 
aus dem vorangegangenen Rechnungsjahr sind j 
dabei zu berücksichtigen. Die Beiträge der Schiff- { 
fährt treibenden sind nach der Höhe der von i 
ihnen vereinnahmten Entgelte für Verkehrs¬ 
leistungen im sinne des § 2t Abs. 1 zu bemessen. 

(3) Die Beitrage werden nach dor Reichs- 
abgabenordmmg beigetrieben." 

7. Der Vierte Abschnitt erhalt folgende Überschrift: 

„Fraditenausgleidh und Ab w rackung 
unwirtschaftlichen Schiffsraums". 

8. Nach § 32 werden folgende §§ 32 a und 32 b ein¬ 
gefügt: 

n§ 32 a 

(1 j Zur Behebung Verkehrs- und volkswirt¬ 
schaftlicher Schäden in der Binnenschiffahrt, ins¬ 
besondere infolge eines Überhangs an Schiffs¬ 
raum, wird bei der Wasser- und Schiffahrts¬ 
direktion Duisburg ein Abwrackfonds gebildet, 
aus dem Prämien an Schiffahrttreibende ge¬ 
zahlt Verden, die unwirtschaftliche Schiffe ab- 
wracken. Prämien werden nur für das Ab¬ 
wracken solcher Schiffe gewährt, die nach dem 

1. Januar 1967 innerhalb eines vom Bundes - 
minister für Verkehr durch Rechtsverordnung 
festgelegten Zeitraums, der mindestens ein Jahr 
betragen muß, überwiegend zwischen deutschen 
Lade- und Löschplätzen zu Verkehrsleistungen 
im Sinne des §21 Äbs. 1 oder zu gleichartigen i 
Leistungen ins Sinne des § 65 des Hainbur- ] 
gischen Hafengesetzes vom 21. Dezember 1954 | 
fGVBl, S, 169), zuletzt geändert durch Gesetz j 
vom 20, Juni 1960 (GVBJ, S.335), verwendet j 
worden sind. 


gleichartige Leistung im Sinne des § 65 des 
riämbuxgisdien Häfengesetzes za erbringen, hat 
von dem hierfür festgesetzten Entgelt oder, so¬ 
weit ein Entgelt nicht festgesetzt ist, von dem 
vereinbarten Entgelt einen vom Biindesminister 
für Verkehr festgesetzten Vomhundertsatz, höch¬ 
stens zwei vom Hundert, als Beitrag in den 
Abwrackfo.ncls zu leisten; er hat der Wasser- 
ünd Schiffahrtsdirektion Duisburg die für die 
Berechnung der Höhe des Beitrags im Einzelfall 
•eiforderlichen Angaben zu machen, insbesondere 
die Höhe des festgesetzten oder vereinbarten 
Entgelts anzugeben. Sind an der Durchführung 
der Verkehrsleistung mehrere beteiligt, so ist 
die sich aus Satz 1 ergebende Verpflichtung für 
alle Beteiligten von demjenigen zu erfüllen, dem 
das gesamte Entgelt für die Verkehrsleistung 
geschuldet wird; dieser ist berechtigt, die den 
anderen Beteiligten zustehenden Teilentgelte 
anteilmäßig zu kürzen. Die anderen Beteiligten 
können für die Beiträge, die auf die ihnen 
ztistehenden Teilentgelte entfallen, von der 
den Abwrackfonds verwaltenden Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion Duisburg nur dann Unmittel¬ 
bar in Anspruch genommen werden, wenn der 
volle Beitrag von dem nach Salz 2 Verpflichteten 
nicht beigetrieben werden kann oder seine Bei¬ 
treibung wesentlich erschwert ist. 

(3) In den Reditsverordnungen nach den §§ 29 
und 30 können die Beiträge nach Absatz 2 ge¬ 
sondert ausgewiesen werden, 

(4) Der Bundesministei für Verkehr wird er¬ 
mächtigt, durch Rechtsverordnnng zu bestimmen, 

1. daß es abweichend von Absatz i Satz 2 für 
die Gewährung von Prämien genügt, wenn 
das Schiff am 1. Januar 1967 in einem Binnen- 
schiffsregister im Geltungsbereich dieses Ge¬ 
setzes eingetragen war, 

2. daß die Prämien nur für Schiffe gewährt wer¬ 
den, die am Tage des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes ein bestimmtes Älter erreicht haben, 
das bei Gütersdüffen — ausgenommen Tank¬ 
schiffen — nicht unter 20 Jahren, bei. Schlep¬ 
pern und Tankschiffen nicht unter 12 Jahren 
liegen darf, 

3. die Höhe des Vomhundertsatzes nach Ab¬ 
satz 2 Satz 1, 

4. daß in Fällen unbilliger Härte von der Er¬ 
hebung des Beitrags ganz oder teilweise ab¬ 
gesehen oder der Beitrag zurückerstattet 
werden kann, 

5. die Höhe und die Grundsätze für die Be¬ 
messung der Prämie nach Größe und Art des 
Schiffes, 

6. das Verfahren der Erhebung des Beitrags und 
der Gewährung der Prämie, insbesondere der 
Verwendung der nach § 31 c gemachten An¬ 
gaben bei der Erhebung c’es Beitrags, so¬ 
wie Art und Umfang der Unterlagen, durch 
welche die Voraussetzungen für die Gewäh¬ 
rung der Prämie nachzmveisen sind. 


(2) Wer sich verpflichtet hat, eine Verkehrs¬ 
leistung im Sinne des § 21 Abs. 1 oder eine 
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(5) Zu der Prämie nach Absatz 1 wird aus i 

' ' j 

dem Abwrackfonds ein Zinszüschlag von einem 
halben vom Hundert; für jeden vollendeten Mo¬ 
net bis zum Tag der Auszahlung gewährt, ge¬ 
rechnet von dem Tage, an dem über die Ans- 
zählungsvoraussetzungen entschieden ist. 

(6) Der Bimdesminister für Verkehr -kann, 

durch Rechtsverordnung bestimmen, daß und; 
wie lange die Verpflichtung zur Zahlung des 
Beitrags ruht, wenn die Summe der geleisteten ;' 
Beiträge den Bedarf an Abwrackprämien wesent¬ 
lich, übersteigt. VI bk ; 1 

(7j Die nach Absatz 2 zu leistenden Beiträge 
können nach der Reiehsabgabenordnung bei¬ 
getrieben werden. 

(8) Die Kosten für die Verwaltung des Ab- 
wrackionds sind aus den Beiträgen zu bestreiten. 


§ 32b.'f 1:;V:V k/kg}KVp ; : ; As 

Wer eine Prämie aus dem Abwrackfonds er¬ 
halten hat und innerhalb von drei Jahren nach 
Auszahlung der Prämie das Eigentum öder Mit¬ 
eigentum an einem Binnenschiff erwirbt, das 
nach dem 1. Januar 1969 erstmalig in ein Schiffs¬ 
register eingetragen, worden ist, ist verpflichtet, 
einen Betrag in Flöhe von 5 vorn Hundert des 
ÄüsdiaiTungsw r ertes oder des seinem Miteigen- 
tuüisantejl entsprechenden Teilbetrages, höch¬ 
stens, jedoch in Höhe der ihm gewährten Ab- 
wradcprämie, in den Abwradcfonds zu zahlen. Er 
hat. der Wasser- und Schiffahrtsdirektion Duis¬ 
burg die Angaben über die Tatsachen, die ihn 
nach Satz 1 zur Zahlung verpflichten, spätestens 
zwei Monate nach dem Zeitpunkt zu machen, in 
dem er seine Eintragung als Eigentümer in das 
Schiffsregister beantragt hat. § 32 a Abs. 7 gilt 
entsprechend." 

19. § 35 Satz 2 wird gestrichen. 

20. § 35 a Abs. 4 erhält folgende Fassung; 

„(4) Der Bundesminister für Verkehr kann die 
den Wasser- und Schiffahrlsdirekticnen nach 
Absatz 1 bis 3 obliegenden Aufgaben durch 
Rechtsverordnung einer Wasser- und Schiffalirts- 
därektion für den Bezirk mehrerer Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen zuweisen, “ 

21. §-36 erhält folgende Fassung: 

„§ 36 

Eine Zuwiderhandlung im Sinne des Wirt- 
schaftsstrafgesetzes 1954 begeht, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig den Abschluß von Verträgen 
über Verkehrsleistungen im. Sinne des § 21 
Abs. i in Abweichung von den nach den §§ 29, 
30 und 43 festgesetzten Entgelten anbietet oder 
vermittelt oder wer solche Verträge abschließt 
oder erfüllt." 


Nach § 36 wird folgender §. 36 a eingefügt 


*§ 36 a 

cjl) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich 
ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm 
in seiner Eigenschaft als Angehöriger oder Be¬ 
auftragter einer mit Aufgaben an Grund dieses 
Gesetzes betrauten. Stelle bekanatgeworden ist, 
■unbefugt, offenbart, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahr Und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in 
der Absicht, sich oder feinen anderen zu be¬ 
reichern oder einen anderen zu schädigen, so ist 
die Strafe Gefängnis bis zu zwei Jahren; da¬ 
neben kann auf Geldstrafe erkannt werden. 
Ebenso wird bestraft, wer ein fremdes Geheim¬ 
nis, namentlich ein Betriebs- oder Geschäfts¬ 
geheimnis, das ihm unter den Voraussetzungen 
des /Absatzes 1 bekanntgeworden ist, unbefugt 
verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletz - 
ten verfolgt.“ 

23, In § 37 Abs. 1 wird am Ende der Nummer 4 der 
. Punkt durch einen Beistrich ersetzt; danach wer¬ 
den folgende Nummern 5 bis 8 eingefügt; 

„5. vorsätzlich öder fahrlässig entgegen § 31 a 
Abs. 2 und 3 Bücher oder Geschäftspaptere. 

■nicht vollständig oder nicht fristgemäß Ver¬ 
legt, die. Auskunft nicht, unrichtig, nicht 
vollständig oder nicht fristgemäß erteilt 
oder die Duldung von Prüfungen ödet die 
Hilfe dabei verweigert, 

6. vorsätzlich oder fahrlässig die für eine 
. Überwachung der Einhaltung der Entgelte 

nach § 31 c erforderlichen Angaben nicht., 
nicht reditzeitig, unvollständig oder nicht 
der Weihrheit entsprechend macht, 

7. vorsätzlich oder fahrlässig die für die Be¬ 
rechnung der Höhe des Beitrags nach § 32 a 
Abs. 2 erforderlichen A.ngaben nicht, nicht 
rechtzeitig, unvollständig oder nicht der 
Wahrheit entsprechend macht, 

8. vorsätzlich oder fahrlässig die nach § 32 b 
Satz 2 erforderlichen Angaben nicht, nicht, 
rechtzeitig, unvollständig oder nicht der 
Wahrheit entsprechend macht," 

24. Nach § 42 wird folgender § 42a eingefügt: 

„§ 42a 

Die Verpflichtungen, die nach diesem Gesetz 
und den auf Grund des Gesetzes erlasse¬ 
nen Rechtsverordnungen den Schifrerbetriebs- 
verbänden, den Schiffahrtverbänden sowie den 
Schiffahrttreibenden und allen anderen an dem 
Zustandekommen und an der Durchführung eines 
Vertrages über eine Verkehrsleistung im Sinne 
des § 21 Abs, 1 Beteiligten obliegen, werden 
durch, rechtsgeschäf fliehe oder finnenrechtliche Ge¬ 
staltungen oder Scheintatbestände, die zur Um- 
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gehüng der Bestimmungen, des Gesetzes und j 
der auf Grand des Gesetzes erlassenen.Rechts- j 
Verordnungen geeignet sind, nicht berührt,“ 3g 

Arükel 2 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, 
das Gesetz über den gewerblichen Bmnenschiffsver- 
Jcehr neu bekanntzumachen unter Beseitigung von 
■Unstimmigkeiten des Gesetzeswortlauts, 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 28. Dezember 1968 

Der Bundespräsident 
L ü b k e 

Der Bundeskanzler 
K i e s i n g e r 

Der Buödesminister für Verkehr 
Georg Leber 


Artikel 3 ■ 

Dieses Gesetz gut nach Maßgabe des § 13 Abs.. 1 
des Dritten libeiletrangsgesetzes vom 4. Januar 195 
(Bundesgesetzbl, I S, i j auch un Land Berlin, 


' Artikel 4 

; Dieses Gesetz tritt am Tage nach, seiner Verkün¬ 
dung . in 'Kraft. : 
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Ja 


Äörgaixq 


Gesetz 

zur DurchführUiig eia er Statistik 
über die Persöneabelördeyung im Straßenverkehr 

Vom 28. Dezember 1988 


Der Buridestag hat das folgende Gesetz beschlos¬ 
sen: 

§ 1 

A ilgemeines 

(ij Über die dem Personenbeförderungsgesetz. 
vom 21. März 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 241), zuletzt 
geändert durch Artikel 137 des Einführungsgesetzes 
zum Gesetz über OrdnungsWidrigkeiten vom 24. Mal 
1968 {Bundesgesetzbl. I S. 503}, unterliegende Beför¬ 
derung von Personen init Straßenbahnen, mit Ober- ; 
leitungsomnibussen {Obussen) und mit Kraftfahr¬ 
zeugen durch Unternehmen mit Betriebssitz im 
Inland sowie über die von diesen Unternehmen 
durchgeführte Personenbeförderung nach 5 1 Nr. 4 
Buchstabe d der Verordnung über die Befreiung 
bestimmter Beförderungsf&lle vor, den Vorschriften 
des Personenbeförderungsgesetzes {Freistellungs- 
Verordnung) vom 30, August 1Q62 (Bundesgesetzbl. I 
S. 601 j, geändert durch die Verordnung zur Ände¬ 
rung der Freistellungs-Verordnung vom 16, Juni 
1967 (Bundesgesetzbl. I S. 602), wird eine Bundes- 
stäüsiik durchgeführt. Sie umfaßt 

1. die Uhternehmensstatistik, | 

2. cie Verkehrsstatistik. 

(2) Von der Statistik wird die Beförderung mit 
Kraftdroschken nicht erfaßt; die Beförderung mit 
anderen Personenkraftwagen des Gelegenheitsver¬ 
kehrs nur dann, wenn diese mit 8 Fahrgastplätzen 
ausgestattet und bei Unternehmern des Kraftomni- 
busverkehis eingesetzt sind. 

§ 2 

UnternekmensstaUsfik 

(!) Die Untemehmensstatistik erfaßt, jährlich; 

1, Tätigkeit des Unternehmens. 

2, a) Die Umsätze aus der Personenbeförderung, 

b) bei überwiegender Tätigkeit in der Personen¬ 
beförderung auch die Umsätze des gesamten 
Unternehmens. 

3, a) Die Anzahl der im Persönenverkehr tätigen 

Personen, getrennt nach Fahrern, Schaffnern 
und sonstigen im Fahrdienst tätigen Personen 
sowie nach Personen im Verwaltung?- und 
Werkstattdienst, 

b) bei überwiegender Tätigkeit in der Personen¬ 
beförderung auch die Anzahl der im gesamten 
Unternehmen, tätigen Personen, getrennt hach 
Selbständigen, mifbeifenden Familienangehö¬ 
rigen, Beamten, .Angestellten, und Arbeitern, 


4. .Anzahl, Art und Fassungsvermögen der 

a) Straßenbahntriebwagen und -bei wagen, 

b) Obusse sowie der 

c) Kraftfahrzeuge im Linien- und Gelegenheits¬ 
verkehr, getrennt nach verfügbaren eigenen 
und angemieteten Fahrzeugen. 

5. Anzahl und Lange der betriebenen Linien im Ver¬ 
kehr mit 

a} Straßenbahnen, 

b) Obussen sowie mit 

c) Kraftfahrzeugen nach Verkehrsart und -norm. 

6. Strecken- und Gleislänge im Straßenbahnverkehr. 

(2) Im Linienverkehr nach § 43 Nr. 1 des Personen¬ 
beförderungsgesetzes, den ein Unternehmen zur Be¬ 
förderung seiner Arbeitnehmer mit eigenen Kraft¬ 
fahrzeugen und unentgeltlich für die beförderten 
Personen durchführt, werden nur die Merkmale nach 
Absatz i Nr. 1, Nr. 4 Buchstabe c und Nr. 5 Buch¬ 
stabe c, und zwar nur jedes dritte Jahr erfaßt. 

§ 3 

Verkehrssfatistik 

(!) Die Verkehrsstatistik erfaßt monatlich; 

1. Im Verkehr mit Straßenbahnen und Obussen so¬ 
wie im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen nach 
§ 42 des Personenbeförderungsgesetzes 

a) Anzahl der beförderten Personen nach der Art 
der Fahrausweise, 

b) Personen-Kilometer, 

c) Höhe der Einnahmen nach der Art der Fahr¬ 
ausweise, 

d) Wagen-Kilometer getrennt nach Betriebszwei¬ 
gen, bei. Kraftfahrzeugen getrennt nach ver¬ 
fügbaren eigenen und angemieteten Fahrzeu¬ 
gen. 

2. Irn Linienverkehr nach § 43 des Personenbeförde¬ 
rungsgesetzes sowie im Gelegenheitsverkehr je¬ 
weils getrennt nach Verkehrsfernen 

s) Anzahl der beförderten Personen, 

b) Personen-Kilometer, 

c) Höhe der Einnahmen. 

d) Wagen-Kilometer. 

3. Im Verkehr nach § 1 Nr. 4 Buchstabe d der Frei¬ 
stellungs-Verordnung 

a) Anzahl der beförderten Personen, 

b) Personeft -Kilom e ter, 

c) Wagen-Ki'iometer. 





fahrzeugen und unentgeltlich für die beförderten 
Personen durchführt, werden nur die .Merkmale 


nach Absatz 1 Nr, 2 Buchstabe a, und zwar nur für 
jedes dritte Jahr.erfaßt. 



§ 5 

Aiisnaliaie von der Geheimhaltung • 

Die Zuleitung einer Abschrift des ausgefüSiteri Er¬ 
hebung sv o rdracks an die zuständige oberste Lan- 
desbehörde oder an die von ihr bestimmten Stellen 
(§ 12 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für Bun¬ 
deszwecke) ist zugelassen. 

§ 6 

Berlin-Klausel 


AuskimftspSicht 

AuskunftspfUduig nach § 10 des Gesetzes über die 
Statistik für Bunde sz.wecke sind die Inhaber und die 
verantwortlichen Leiter der Unternehmen mit Be¬ 
triebssitz im Inland, die genehmiyungspfliditigen 
Verkehr nadi dem Personenbeförderüngsgeseiz be¬ 
treiben. 


Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten. 
überleitungSgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
ge’setzbh I S. 1) auch inrLand Berlin. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1969 in Kraft. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates, 
sind, gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 


Bonn, den 28. Dezember 1968 

Der Bunciespräsident 
L ü b k e 

Der Bundeskan z 1 er 
K i e s i n g e r 

Der Bundesminister für Verkehr 
G e o r g L e b e r 
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20. 12. 68 Gesetz zur Änderung des Zolltarifgesetzes ..• 

Buodesgeselzbl. III 613-2 

20. 12. 68 Gesetz zur Änderung des Gesetzes vom 12. Juni 1965 zu dem Übereinkommen vom 20. Merz 
1958 über die Annahme einheitlicher Bedingungen für die Genehmigung der Ausräistungs- 
gegenstände und Teile von Kraftfahrzeugen und über die gegenseitige Anerkennung der 
Genehmigung .... 

23. 12. 68 Gesetz zu den Änderungen und Ergänzungen des Abkommens über den Internationalen 
Währungsfonds, die das Direktorium des Fonds ira Bericht vom April 1968 dem Vorsitzer 
des Gouverneursrats des Fonds vorgelegt und die der Gouverneurs»! bis zum 3t. Mai 1968 
genehmigt hat .. 

Bundesgcsetsb'. III 7401-2 

23. 12.68 Gesetz zu dem Vertrag vom 19. Mai 1067 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Ghana über die Förderung und eien gegenseitigen Schutz von Kapitalanlage«. 

23. 12.68 Gesetz zu dem Vertrag vom 18. Mai 1867 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und d« 
Republik Ruanda über die Förderung von Kapitalanlagen.. 

6 12:68 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Internationalen Abkommens zur Bekämpfung 
der Falschmünzerei . 

Bekanntmachung über das inkrafUret&J del .Abkommens zwischen der Bundes; apubiik 
DenUthianö und der Portugiesischen Reoublik über Soziale Sicherheit. 
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Hinweis auf Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaften 

die mit ihrer VerGiieriilidiuag im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
unmittelbare Reehtswiiksamkeü m der BundesreDöbJik Deutschland erlangt haben 



Datum und Bezeichnung der Rechtsvorschrift 


Veröffentlicht im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 

— Ausgabe in deutscher -Sprache — 
vom Nr./Seite 


12- 12. 68 

Entscheidung Nr. 2025/S3/EGKS der Kommission betreffend 
Ausnahmen von der Empfehlung Nr. 1/64 der Hohen Behörde 
über eine Erhöhung des Außenschutzes gegenüber Einfuhren 
von Stahlerzeugnissen, in die Gemeinschaft (Dreißigste Aus- 
nahm eentscbeidung) 

19. 12. 68 

l 304/11 

12 12.68 

Entscheidung Nr. 2026/68/EGKS der Kommission betreffend 
Ausnahmen von der Empfehlung Nr. 1/64 der Hoben Behörde 
über eine Erhöhung des Außenschutzes gegenüber Einfuhren 
von Stahlerzeugnissen in die Gemeinschaft {Einunddreißigste 

A usnahmeentscheidungj 

IS. 12. 68 

L 304/13 

13. 12. 68 

Verordnung (EWG) Nr. 2027/68 der Kommission zur Festset¬ 
zung der auf Getreide, Mehle, Grob- und Feingrieß von Wei¬ 
zen oder Roggen anwendbaren Abschöpfungen 

14. 12.68 

L 300/1 

13. 12.68 

Verordnung (EWG} Nr. 2028/68 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide, und 

Malz hinzugeiügt werden 

14. 12. 68 

L 300/2 

13. 12. 68 

Verordnung (EWG) Nr. 2029/68 der Kommission zur Änderung 
der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Berich¬ 
tigung 

14. 12.68 

L 300/4 

13, 12:. 68 

Verordnung (EWG) Nr. 2030/68 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Weißzucker 
und Rohzucker 

14, 12. 68 

L 300/5 

13. 12.68 

Verordnung (EWG) Nr. 2031/68 der Kommission zur Festset¬ 
zung des Betrages der Beihilfe für Ölsaaten 

14. 12.68 

L300/6 

13. 12 68 

Verordnung (EWG) Nr. 2032/68 der Kommission zur Festset¬ 
zung der Abschöpfungen für Olivenöl 

14. 12. 68 

L 300/7 

13. 12.68 

Verordnung (EWG) Nr. 2033/68 der Kommission zur Festset¬ 
zung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Milch und Miidi- 
erzeugnissen 

14. 12. 68 

L 300 9 

13.12. 68 

Verordnung (EWG) Nr. 2034/68 der Kommission zur Ergän¬ 
zung der Verordnung Nr. 633/67/EWG über die Vorausfestset¬ 
zung der Erstattung bei der Ausfuhr von Getreide 

14. 12. 68 

L 300/) 6 

13. 12.68 

Verordnung (EWG) Nr, 2035/68 der Kommission zur Änderung 
der bei der Einfuhr von Getreide- und Reisverarbeitungs¬ 
erzengnissen zu erhebenden Abschöpfungen 

14. 12. 08 

L 300/18 

16. 12. 68 

Verordnung (EWG) Nr 2036/68 der Kommission zur Festset¬ 
zung der auf Getreide, Mehle, Grob- und Feingrieß von Wei¬ 
zen oder Roggen anwendbaren Abschöpfungen 

17. 12. 68 

L 301/1 

16.12, 68 

Verordnung (EWG) Nr. 2037/68 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide und 
Malz hinzugefügt werden 

17. 12. 68 

L 301/2 

16. 12. 68 

Verordnung (EWG) Nr. 2038/68 der Kommission zur Änderung 
der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Berich¬ 
tigung 

17. 12. 68 

L 301 '4 

16. .! 2. 68 

Verordnung (EWG) Nr. 2039/68 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Weißzucker 
und Rohzucke r 

17. 12. 68 

L 30! , 
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. ; vom • 

Nr jSeite 

13, 12,68 

Verordnung {EWG} Nr, 2040/68 der Konimission zur Festset¬ 
zung der Mindestpreise bei der Ausfuhr von bestimmten 
BiamerLbiiiberi, -zwiebeln und -knoilen nach Drittländern 

17.12. 68 i 

L 301/6 

10.12. 68 

Verordnung (EWG) Nr. 2041/68 des Rates zur Aufstellung 
einer gemeinsamen Liste für die Liberalisierung der Einfuhr 
in die Gemeinschaft nc-genurei crdteii lande.n 

.4 18,12.68 

L 303/i 

10.12. 68 

Verordnung .{EWG) Nr. 2042/58 des Rates über die Anwen¬ 
dung der Verordnung (EWG) Nr. 2041/68 zur Aufstellung einer 
gemeinsamen Liste für die Liberalisierung der Einfuhr iil die 
Gemeinschaft gegenüber dritten Ländern auf die französischen 
überseeischen Departements d//d/dG ////■'■ ■ 

18. 12. 68 

L 303/39 li 

10. 12. 68 

.Verordnung .(EWG) Nr. 2043/68 des Rates vorn 10. Dezember 
1968 über die schrittweise Einführung eines gemeinsamen Ver¬ 
fahrens für die Verwaltung der mengenmäßigen Kontingente 
bei der Einfuhr in die 'Gemeinschaft 

18.12. 68 

■/ ' L 303/39 üb / 

10. 12. 68 

Verordnung (EWG) Nr. 2044/68 des Rates über die Anwen¬ 
dung der Verordnung (EWG) Nr. 2043/68 über die schrittweise 
Einführung eines gemeinsamen Verfahrens für die Verwaltung 
der mengenmäßigen Kontingente bei der Einfuhr in. die Ge¬ 
meinschaft auf die französischen überseeischen Departements 

18. 12.68 

■Ädudi L303/42 / 

10.12.68 

Verordnung (EWG) Nr. 2045/68 des Rates zur Einführung eines 
Sönderverfahrens bei der Einfuhr bestimmter Waren aus be¬ 
stimmten'Drittländern ///Lc/ : > ß : A/Ve C/:/" /../ät'W /:2/Wü W/:; i : Ü:'/W-N ■’ 

M 18. 12. 68 

1,303.43 

. 10.12.68 

Verordnung (EWG) Nr. 2046/68 des Rates über die Anwen¬ 
dung der Verordnung (EWG) Nr. 2045/68 zur Einführung eines 
Sonderverfahrens bei der Einfuhr bestimmter Waren aus be¬ 
stimmten Drittländern auf die französischen überseeischen 
Departements 

18. 12. 68 

L 303/48 T 

. T 171 12 ,68 

Verordnung (EWG) Nr. 2047/68 der Kommission zur Festset¬ 
zung der auf Getreide, Mehle, Grob- und Feingrieß von Wei¬ 
zen oder Roggen anwendbaren Abschöpfungen 

b/d 18. 12. 68 

L 302/1 

17.12,68 

Verordnung (EWG) Nr. 2048/68 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide 
und Malz hinzugefügt werden 

18. 12. 68 

i/id,dt; 302/2 .'...//; 

17. 12. 68 

Verordnung (EWG) Nr, 2049/68 der Kommission zur Änderung 
der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Berich¬ 
tigung ■ t/ ;; v T ':'■'// Vy;Z/':' T Z': ü//''ß(/l////:/://fiT:'i/ß''i'/i/;iß : :/'/ 

. ' ■ 18. 12. 68 

L 302/4 

17. 12. 68 

Verordnung (EWG) Nr. 2050/68 der Kommission über die Fest- . 
Setzung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Weißzucker 
und Rohzucker in■■'///■/■/ 

18. 12.68 

L 302/5 

17.12.68 

Verordnung (EWG) Nr. 2051/68 der Kommission, zur Änderung • 
der Verordnung (EWG) Nr. 1100/68 hinsichtlich der Gültig¬ 
keitsdauer der Ausfuhrlizenzen für Kondensmilch 

18.12,68 

L 302/6 

17.12.68 

Verordnung (EWG) Nr. 2052/68 der Kommission zur Festset¬ 
zung der Erstattungen bei der Ausfuhr auf dem Rindfleisch¬ 
sektor für den am 1. Januar 1969 beginnenden-Zeitraum 

, 18.12.68 

L 302/7 


; Sexichtiguag der Verordnung (EWG) Nr, 1719/68 des Rates 
vom 30. Oktober 1968 zur Feshctzang der P cr.rfiei'e d“s 
Interventionspreises und des Sdiwelienpreises für Olivenöl 
für. das Wirtschaftsjahr 1963/1969 (ABI. Nr. 1,268 vorn 1.11. 
1968) . 

d. /d 18.12. 68 

L302/12 

18.12. 68 

Verordnung (EWG) Nr. 2053/68 der Komtnisskm zur Festset¬ 
zung- der auf Getreide, Mehle, Grob- und Feingrieß von Wei¬ 
zen oder Roggen anwendbaren Abschöpfungen 

19. 12, 68 

L 304/1 

18. 12. 68 

Verordnung (EWG) Nr 2054/68 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen >o Getreide und 
, dMalz.hinzugefügt werden 

19. 12. 68 

. / // / .L804/2 

18. 12, 68 

Yerordtaung -(EVvG) -Ni. 2G55.63 der Kommission zur Änderung 
der bei der Ei Siedlung für Getreide anzuwendendeii Berich¬ 
tigung 

.3 9., 12. 68 

L 304/4 
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Verordnung (EWG) Nr. 2056/68 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Weißzucker 
und Rohzucker 


18. 12,68 Verordnung (EWG) Nr» 2057/68 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der - Abschöpfung bei der Einfuhr von Melasse 

58.12.68 Verordnung (EWG) Nr.2058/68 de? Kommission zur Festset¬ 
zung von Zusatzbeträgen für Eiererzeugnisse yy y 

18.12.68 Verordnung (EWG) Nr, 2059/68 der Kommission vom 18. De¬ 
zember 1968 zur Änderung der bei der Einfuhr von Getreide- 
und -Tteisverarbeitüngserzeugnissen zu erhebenden Abschöp- 

/ jungen ', . y /V/yy/yyy. : ;.://■:/.//yy/ yy : . 


19.12, 68 
19. 12, 68 

19.12. 68 

19. 12.68 


L304/5 
L 304/6 
L 304/7 

L 304/9 


////,// Hinweis s g y/ V: ■:■//// ; öygy i/i / y 

Der Jahrgang 1968 des Bundesgesetzblattes Teil 1 
umfaßt die Nummern 1 bis 89 und endet mit der 
Seite 1478. 

Der Jahrgang 1968 des Bundesgesetzblattes Teil II 
umfaßt die Nummern 1 bis 55 und endet mit der 
Seite 1270, 



imnoes eres exzb 


gang itföd, Teil 


Die Einbanddecken für den Jahrgang 1968 sind erst Anfang 1969 lieferbar. 

eil 1: 6,— DM (2Einbanddecken) einschließlich Porto und Verpackung 
eil II: 6,— DM (2Einbanddecken) einschließlich Porto und Verpackung 

ln diesem Betrag sind 5,5 6 /e Mehrwertsteuer enthalte» 


Die Titelblätter und die zeitliche Übersicht für Teil I und für Tel! II 
Iteqen demnächst bei. 
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